
 

 

STELLUNGNAHME 
Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung 

 

 
1. Ausgangslage 

Der Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung sieht einige Änderun-

gen in verschiedenen Fachbereichen vor (etwa Ingenieur- oder Medizintechnik). Schon in der gemein-

samen Stellungnahme von DGB und GEW haben wir auf Änderungen der LZV hingewiesen, sodass an 

dieser Stelle auf die Stellungnahme vom 07. Januar 2021 verwiesen wird. Dennoch soll nochmal explizit 

auf die Bedenken bezüglich der vorgesehenen Einschränkungen der Kombinationsmöglichkeiten mit 

sonderpädagogischen Fachrichtungen abgestellt werden. Schon in der gemeinsamen Stellungnahme 

mit DGB wird dieses Vorgehen als Angriff auf die inklusive Ausgestaltung des Schulsystems bewertet.  

 

Darüber hinaus soll ein besonderes Augenmerkt auf die sogenannte Neuprofilierung des bisherigen 

Ausbildungsfaches „Sozialwissenschaften (Politikwissenschaften, Soziologie, Wirtschaftswissenschaf-

ten)“ gelegt werden, welches fortan nach den Bezeichnungen der Unterrichtsfächer der jeweiligen 

Schulformen differenzierend die Bezeichnung „Wirtschaft-Politik/Sozialwissenschaften“ (Lehramt 

Gymnasium/Gesamtschule) und „Wirtschaft-Politik“ (Lehramt Haupt-, Real-, Sekundar- und Gesamt-

schule) erhalten sollen. Die Verordnung zur Änderung der Lehramtszugangsverordnung folgt damit auf 

die inhaltliche Neuakzentuierung der Bezugsfächer in der Sekundarstufe I an den jeweiligen Schulfor-

men. Mit der Einführung der neuen Kernlehrpläne für das Fach „Wirtschaft-Politik“ an Gymnasien zum 

Schuljahr 2019/2020 bzw. der entsprechenden Fächer an den jeweiligen anderen Schulformen zum 

Schuljahr 2020/2021 soll das ökonomische Fachprofil u.a. durch Verbraucherbildung gestärkt werden. 

Nun sollen auch die Lehramtsstudiengänge an die neue Schulfachbezeichnung angepasst werden, wo-

mit weiterhin eine inhaltliche Neuausrichtung der Studiengänge verbunden sein wird. 

 

2. Allgemeine Bemerkung  

Aus Sicht der GEW NRW ist grundsätzlich anzumerken, dass die Begründung der Änderung der Lehr-

amtszugangsverordnung und damit auch der Studiengänge nicht überzeugt: Laut Entwurf zur Ände-

rung der Lehramtszugangsverordnung erfordert die inhaltliche Neuausrichtung der Schulfächer einen 

bedarfsgerechten Zuschnitt der Lehrerausbildung. Dies irritiert zunächst aus dem Grund, dass seit fast 

50 Jahren das Studium der Sozialwissenschaften Lehrkräfte dazu befähigt, die Fächer „Sozialwissen-

schaften“, „Politik“, „Politik-Wirtschaft“ oder „Wirtschaft-Politik“ zu unterrichten. In der Vergangen-

heit gab es einige z.T. schwerwiegende Änderungen in den Kernlehrplänen, die nicht zu einer Anpas-
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Parlamentspapiere



sung der Lehrer*innenausbildung geführt haben. Beispielsweise sei hier auf den Vorgänger-Kernlehr-

plan für das Fach „Politik-Wirtschaft“ (G8) aus dem Jahr 2007 verwiesen. Kolleg*innen unterrichten 

seit Jahrzehnten Sozialwissenschaften in Grund- und Leistungskursen in der Oberstufe und dies mitun-

ter in einem wissenschaftspropädeutischen ökonomischen Schwerpunkt.  

Die Begründung unterstellt zudem eine nicht gegebene Engführung von Unterrichtsfach und Studien-

gang. Hier ist deutlich herauszustellen, dass angehende Lehrkräfte ein ordentliches Studium absolvie-

ren und keine Berufsausbildung im herkömmlichen Sinne durchführen. Die Lehramtsstudiengänge „So-

zialwissenschaften“ fußen auf einem etablierten Wissenschaftsverständnis und reflektieren vor dem 

Hintergrund örtlicher Schwerpunktsetzungen eine Verzahnung der drei Bezugsdisziplinen (Soziologie, 

Politikwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften). Eine Umbenennung ist deshalb schon aus dem 

Selbstverständnisses des Faches abzulehnen, da hierdurch eine Abspaltung der Lehramtsstudiengänge 

von den fachwissenschaftlichen Studiengängen forciert wird, was weitreichende Konsequenzen für die 

Qualität des Studiengangs haben kann und somit auch für die Qualität des Unterrichts.  

 

3.  Zur Interdisziplinarität der Studiengänge 

Historisch und wissenschaftlich basiert das Fach Sozialwissenschaften auf einer integrativen und inter-

disziplinären Verzahnung der drei Bezugsdisziplinen Politikwissenschaften, Wirtschaftswissenschaften 

und Soziologie. Die geplanten Änderungen halten zwar an der Interdisziplinarität sowie den drei Be-

zugsdisziplinen fest, räumen der Soziologie jedoch nur noch den Rang eines Nebenfaches ein, welches 

additiv die Politikwissenschaften und Wirtschaftswissenschaften ergänzen soll bzw. die lebensweltli-

chen Aspekte jener abdecken muss. Diese Änderungen und die damit verbundene Abwertung sowie 

Kürzung soziologischer Inhalte in den Studiengängen ist aus fachlich-wissenschaftlicher und schuli-

scher Perspektive abzulehnen. Die Soziologie, ihre Theorie und Methodik sind konstitutiver Bestandteil 

einer umfangreichen und wissenschaftlichen Ausbildung im Fach Sozialwissenschaften. Eine Kürzung 

soziologischer Inhalte beschädigt nicht nur das wissenschaftlich-fachliche Ansehen der Lehramtsstudi-

engänge, sondern führt zu einem erheblichen Qualitätsverlust. Dies hat auch unmittelbare Auswirkun-

gen auf den fachlichen Unterricht. Es ist deutlich anzumerken, dass in der Sekundarstufe I sowie der 

Sekundarstufe II in vielen Inhaltsfeldern der Kernlehrpläne profunde soziologische Wissensbestände 

und Kompetenzen vonnöten sind. Eine Aushöhlung dieser soziologischen Wissensbestände und Kom-

petenzen, wie sie durch die geplanten Änderungen losgetreten werden könnte, hätte fatale Folgen für 

die fachliche Qualität des Unterrichts. 

 

4. Zu den Folgen für Studierende 

Bereits jetzt hat die geplante Änderung unter den Studierenden der Sozialwissenschaften zu großen 

Verunsicherungen und Sorgen geführt. Es ist begrüßenswert, dass die Landesregierung nun mehrfach 

die Gültigkeit der Abschlüsse hervorgehoben hat, sodass Studierende der Sozialwissenschaft ihr Stu-

dium wie geplant beenden können und eine Lehrbefähigung für das Fach „Wirtschaft-Politik“ erhalten. 

Dennoch sind immer noch zentrale Fragen ungeklärt: Nach wie vor ist die Sorge begründet, dass die 

Entkoppelung der Lehramtsstudiengänge von den fachwissenschaftlichen Studiengängen zu einer 

fachlichen Entwertung führt, mit Folgen für die Verwertbarkeit der Abschlüsse auf dem außerschuli-

schen Arbeitsmarkt. Des Weiteren kann es durch die Schaffung von zwei Studienabschlüssen für ein 

Schulfach zu Konkurrenzsituationen auf dem Arbeitsmarkt für Lehrkräfte kommen. Studierende der 



Studiengänge „Sozialwissenschaften“ befürchten eine Benachteiligung zugunsten des neu profilierten 

Studienganges „Wirtschaft-Politik“ bzw. „Wirtschaft-Politik/Sozialwissenschaften“. Dem ist unbedingt 

Sorge zu tragen und Abhilfe zu schaffen, um angehende Lehrkräfte nicht in ihrer beruflichen Orientie-

rung nachhaltig zu verunsichern. Bereits jetzt ist der Anteil an fachfremden Unterricht in keiner Fä-

chergruppe größer.  

 

5. Abschließende Bemerkungen 

Die GEW NRW kommt in der Betrachtung der hier vorgestellten Probleme zu dem Schluss, dass eine 

Umbenennung sowie eine damit verbundene inhaltliche Neuprofilierung der Lehramtsstudiengänge 

aus fachlicher sowie sachlicher Perspektive nicht geboten sind. Die Studiengänge der Sozialwissen-

schaften bereiten bereits jetzt – vor dem Hintergrund örtlicher Schwerpunktsetzungen – angehende 

Lehrkräfte vollumfänglich auf den Lehrberuf in der Fächergruppe „Sozialwissenschaften, Wirtschaft-

Politik“ vor.  

 


